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Sicherheitsarchitektur im Umbruch:
Forderungen nach entschlossenen

Maßnahmen
Der Solinger Terroranschlag bringt BVB/FREIE WÄHLER zu

weitreichenden Forderungen für mehr Sicherheit und
effektive Maßnahmen.

Der Terroranschlag in Solingen hat die Sicherheitsarchitektur
Deutschlands auf eine harte Probe gestellt. Die Reaktionen der
politischen Entscheidungsträger zeigen ein besorgniserregendes
Bild: Statt fundierte Lösungen anzubieten, werden seit Jahren
immer wieder dieselben, bereits längst als unzureichend
erkannten Maßnahmen diskutiert. Die Wut und die Ängste der
Bürger scheinen in diesen Diskussionen nicht wirklich Beachtung
zu finden.

Die dramatischen Ereignisse von Solingen haben erneut die
Schwächen im politischen System offengelegt. Die Bürger
spüren, dass ihre grundlegenden Sicherheitsbedürfnisse nicht
ernst genommen werden. Inmitten der Trauer und Wut
widmeten sich große Parteien wie SPD und CDU der Debatte
über die Länge von Messerklingen, als ob dies das drängendste
Problem wäre. „Wer hat den Kürzesten?“ – solch ein Niveau ist
nicht nur absurd, es illustriert zudem die Unfähigkeit, sich mit
den realen Herausforderungen auseinanderzusetzen.

Dringende Maßnahmen gefordert

Nach reiflicher Überlegung hat die BVB / FREIE WÄHLER
Landtagsgruppe umfassende Forderungen aufgestellt, um die
inneren Sicherheitsprobleme anzugehen. Diese Vorschläge



reichen von der sofortigen Einleitung von Rasterfahndungen
gegen Personen aus dem islamistischen Umfeld bis hin zu einer
Neufassung eines Extremistenbeschlusses. Letzteres würde zum
Ziel haben, Personen mit antisemitischem Gedankengut aus
dem öffentlichen Dienst zu identifizieren und gegebenenfalls zu
entfernen.

Ein weiterer zentraler Punkt ist die Forderung nach dem Prinzip:
„Wer Krieg in unsere Städte trägt, darf auch in Kriegsgebiete
abgeschoben werden!“ Damit wird auf die Abschiebung von
Tätern, Mittätern und Anstiftern terroristischer Anschläge
abgezielt. Diese radikalen Schritte spiegeln die wachsende
Frustration darüber wider, dass die Sicherheitslage nicht
ernsthaft angegangen wird.

Verschärfung des Strafrechts für terroristische
Tätigkeiten
Klarheit beim Selbstschutz durch den erleichterten
Zugang zu defensiven Hilfsmitteln wie Pfefferspray
Neuwahlen zur Behebung der politischen Schieflage

Diese tiefgreifenden Maßnahmen sollen nicht nur den Bürgern
ein Gefühl von Sicherheit zurückgeben, sondern auch das
Vertrauen in staatliche Institutionen stärken. Gruppensprecher
Péter Vida merkte hierzu an: „Wir geben den Bürgern unseres
Landes ein Gefühl und eine Garantie, dass der Staat ihre
Belange würdigt und das Gewaltmonopol konsequent
durchsetzt.“

Die aktuellen politischen Akteure, darunter insbesondere die
Bundesinnenministerin Nancy Faeser und der NRW-
Innenminister Herbert Reul, stehen aufgrund jahrelanger
Versäumnisse ebenfalls unter Druck. Ihre Rücktritte werden
vehement gefordert, da sie in entscheidenden Sicherheitsfragen
brotlose Versprechen abgeben, die nicht in wirksame Politik
umgemünzt werden. Der Frust über die Untätigkeit des
politischen Systems ist greifbar. 



Politisches Versagen und öffentliche
Frustration

Immer wieder versanden Debatten über Sicherheitsmaßnahmen
im Stadium des Ankündigungsfiebers. Betroffene Äußerungen
folgen den medialen Berichterstattungen, gefolgt von vagen
Versprechungen, dass sich etwas ändern müsse, nur um dann in
einer Spirale des Schweigens zu enden. Der Erosionsprozess des
Vertrauens in staatliche Institutionen wird von den Bürgern
immer deutlicher verfolgt. 

Die BVB / FREIE WÄHLER machen klar, dass sie nicht länger
bereit sind, die milde Haltung bei Abschiebungen als
Verständigungsweg zu akzeptieren. „Das Leugnen des Problems
und das notorische Augenverschließen helfen uns nicht weiter“,
warnt der innenpolitische Sprecher Matthias Stefke. Es ist ein
Aufruf zur Wachsamkeit und zum Handeln.

In einer Zeit, in der Sicherheit ein Grundbedürfnis ist, sind die
Forderungen von BVB / FREIE WÄHLER nicht nur weitreichend,
sondern sie sind eine Notwendigkeit. Ein erneuter Aufruf, die
Fakten beim Namen zu nennen und entsprechend zu handeln,
ist in den politischen Hallen laut und deutlich vernehmbar. Die
Bürger erwarten, dass ihre Sicherheitsbedürfnisse nicht nur
gehört, sondern auch ernsthaft erfüllt werden.

Gesellschaftliche Relevanz neuer
Sicherheitsforderungen

Die Debatte um die Sicherheit in Deutschland ist ein Spiegelbild
der Gesellschaft. Die Wiederholung bereits gescheiterter
Maßnahmen akzeptiert die Bevölkerung nicht länger. Um
Vertrauen zurückzugewinnen, müssen Politik und Gesellschaft
eng zusammenarbeiten und die Sorgen der Bürger ernst
nehmen. Der Terroranschlag von Solingen könnte der
Wendepunkt sein, an dem endlich der Wille zur Veränderung
einkehrt.



Hintergrundinformationen zur
Sicherheitsarchitektur in Deutschland

Die Sicherheitsarchitektur Deutschlands hat sich in den letzten
zwei Jahrzehnten erheblich verändert. Nach den Anschlägen
vom 11. September 2001 wurde das Thema innere Sicherheit in
der politischen Debatte verstärkt thematisiert. Der Staat
reagierte mit zahlreichen Gesetzesänderungen und der Reform
von Sicherheitsbehörden, um besser gegen Terrorismus und
Extremismus vorgehen zu können. Dennoch wird immer wieder
kontrovers diskutiert, ob die Sicherheitsmaßnahmen effektiv und
ausreichend sind, um die Bevölkerung zu schützen.

Ein weiterer Aspekt ist die Integration von Migranten und die
damit verbundenen Herausforderungen. Die gesellschaftliche
Debatte über Sicherheit und Integration ist oft emotional
aufgeladen, wobei Ängste und Vorurteile eine Rolle spielen.
Insbesondere das Thema islamistischer Extremismus sorgt für
gesellschaftliche Spannungen und fördert die Forderungen nach
härteren Maßnahmen und einer strikteren
Sicherheitsarchitektur. Diese politischen Dynamiken sind nicht
neu, sondern haben historische Wurzeln, die die Diskussion
komplex machen.

Aktuelle Statistiken zur Kriminalität und zu
Terroranschlägen in Deutschland

Laut dem Bundeskriminalamt (BKA) ist die Zahl der registrierten
Straftaten in Deutschland im Jahr 2022 leicht zurückgegangen.
Dennoch gab es im Berichtsjahr eine Zunahme von politisch
motivierten Straftaten, die sich im Kontext von Extremismus und
Terrorismus verorten lassen. Im Jahr 2022 wurden mehr als
3.000 polygenisierte Straftaten im Zusammenhang mit
islamistisch motivierten Delikten registriert. Diese Zahlen
verdeutlichen, dass die Bedrohung weiterhin besteht und der
öffentliche Diskurs über innere Sicherheit an Dringlichkeit
gewinnt.



Eine weitere statistische Erhebung des BKA zeigt, dass 54
Prozent der Bevölkerung von einer steigenden Kriminalitätsrate
ausgehen und Sicherheitsbedenken als ein wichtiges
gesellschaftliches Thema empfinden. Dies untermauert die
politischen Forderungen nach einer stärkeren Durchsetzung von
Sicherheitsmaßnahmen und einem klareren Umgang mit
Kriminalität und Extremismus. Der anhaltende Druck auf die
Regierung, angemessene Lösungen zu finden, wird durch diese
Statistiken untermalt und lässt keine Entschuldigung für
Untätigkeit zu.

Vergleich mit früheren Anschlägen und
deren Folgen

Ein signifikanter historischer Vergleich lässt sich mit den
Terroranschlägen in Deutschland im Jahr 2001 und den
darauffolgenden Jahren anstellen. Der rechtsterroristische
Anschlag auf das Oktoberfest 1980 ist ein Beispiel für die
wachsende Bedrohung durch extremistische Gruppen, die
damals zu einer Neubewertung der Sicherheitsstrategie führte.
Ähnlich wie heute wurde damals eine Vielzahl von Maßnahmen
ergriffen, die jedoch in der Folgezeit oft kritisiert wurden, weil
sie nicht nachhaltig umgesetzt wurden.

In jüngerer Zeit wurde auch die Reaktion auf den Anschlag auf
den Weihnachtsmarkt in Berlin im Jahr 2016 zur politischen
Zäsur. Die Debatten über innere Sicherheit wurden intensiver,
und es folgten spezifische Maßnahmen zum Schutz von
öffentlichen Veranstaltungen. Diese Ereignisse zeigen, dass
Terroranschläge nicht nur kurzfristige Reaktionen hervorrufen,
sondern langfristige Veränderungen in der
Sicherheitsarchitektur nach sich ziehen sollten. Trotz dieser
historischen Erfahrungen bleibt die Herausforderung, effektive
und nachhaltige Strategien zu entwickeln, weiterhin bestehen.
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